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Abréviations

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

BFE Bundesamt flr Energie

UREK-SR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates

EICom Eidgendssische Elektrizitatskommission

EU Européische Union

AKW Atomkraftwerk

KEV Kostendeckende Einspeisevergutung

KEG Kernenergiegesetz

EnG Energiegesetz

WBF Eidgendssisches Departement fur Wirtschaft, Bildung und Forschung

NATO North Atlantic Treaty Organization

StromVG Stromversorgungsgesetz

VSE Verband schweizerischer Elektrizitatswerke

EIV Einmalvergttung fur Photovoltaikanlagen

DFF Département fédéral des finances

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

CEATE-CN  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

OFEN Office fédéral de I'énergie

CEATE-CE  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats

EiICom Commission fédéral de I'électricité

UE Union européenne

Centrale Centrale atomique

Risgnique Rétribution & prix coltant du courant injecté

LENu Loi sur I'énergie nucléaire

LEne Loi sur I'énergie

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche

OTAN L'Organisation du traité de I'Atlantique nord

LAPpEI Loi sur I'approvisionnnement en électricité

ucs Union des centrales suisses d'électricité

RU Rétribution unique pour les installations photovoltaiques
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Chronique générale

Eléments du systéme politique

Institutions et droits populaires
Politique gouvernmentale

Die Ankindigung der ersten von insgesamt vier von-Wattenwyl-Gesprachen im Jahr
2022 im Februar 2022 glich derjenigen des Vorjahres. Nicht nur der Ort war aufgrund
der Covid-19-Pandemie noch immer nicht das namengebende Von-Wattenwyl-Haus,
sondern erneut der Bernerhof, sondern auch die hauptséchlichen Traktanden der
Gesprache zwischen den Parteispitzen und einer Bundesratsdelegation - im Februar
bestehend aus dem frisch gekirten Bundesprasidenten und Aussenminister Ignazio
Cassis, Gesundheitsminister Alain Berset und Energieministerin Simonetta Sommaruga
sowie dem Bundeskanzler Walter Thurnherr - waren gleich wie im Vorjahr. Diskutiert
wurde namlich Uber die sich langsam entspannende gesundheitspolitische Lage sowie
das in seiner neuen Stossrichtung formulierte Ziel der Regierung, die bilateralen
Beziehungen zur EU zu stabilisieren. Einen weiteren aussenpolitischen
Diskussionspunkt stellte der geplante Sitz der Schweiz im UNO-Sicherheitsrat
(2023-2024) dar. Simonetta Sommaruga informierte Uber die geplanten Vorhaben zur
Senkung der Treibhausgasemissionen auf Netto-Null bis 2050 (Revision des CO2-
Gesetzes und Schaffung des Bundesgesetzes Uber sichere Stromversorgung mit
erneuerbaren Energien).

Im Mai 2022 fanden die Gesprache nach Uber zwei Jahren wieder im Von-Wattenwyl-
Haus statt. Und auch die Themen hatten sich innert Monaten aufgrund der aktuellen
weltpolitischen Lage mit dem Ausbruch des Ukraine-Kriegs stark verschoben.
Bundesprasident Ignazio Cassis, Simonetta Sommaruga, Guy Parmelin sowie Walter
Thurnherr diskutierten mit den Vertretungen der Bundesratsparteien Uber die
aussenpolitischen, wirtschaftlichen und energiepolitischen Auswirkungen des Konflikts.
Konkrete Diskussionsgegenstande waren die neutralitdtspolitische Ausrichtung der
Schweiz, die Konferenz zum Wiederaufbau der Ukraine in Lugano, der weltweite
Teuerungsdruck und die Energieversorgungssicherheit - neben dem bereits im Februar
diskutierten Stromversorgungsgesetz, dessen Umsetzung beschleunigt werden sollte,
informierte die Energieministerin dabei Uber die geplanten Massnahmen zur
Gasversorgungssicherheit.

Wie vor der Covid-19-Pandemie Ublich traf sich die Landesregierung fur die Von-
Wattenwyl-Gesprache im Herbst in corpore und in Klausur mit den Parteispitzen.
Neben dem Krieg und seinen Auswirkungen standen die Versorgungssicherheit, die
Finanzplanung, wirtschaftspolitische Folgen der Inflation, die gesundheitspolitische
Lage sowie einmal mehr die Europapolitik auf der Traktandenliste. In der
bundesratlichen Bilanz zu sechs Monaten Krieg nahm Justizministerin Karin Keller-
Sutter Stellung zu den Migrationsbewegungen und dem Schutzstatus S, der rund 62'000
Personen gewahrt worden sei; Verteidigungsministerin Viola Amherd betonte ihrerseits
den Wandel der <«europdischen Sicherheitsarchitektur» und die Bedeutung
multilateraler Organisationen auch fur die Schweiz; Aussenminister Ignazio Cassis
berichtete Uber die Lugano-Konferenz. Die energetische Versorgungssicherheit wurde
von Energieministerin Simonetta Sommaruga erértert. Massnahmen seien etwa eine
Wasserkraftreserve, Einrichtung von Reservekraftwerken und Planen zur Bewaltigung
einer moglichen Gasmangellage; die Stromversorgung sei momentan aber sichergestellt.
Wirtschaftsminister Guy Parmelin erkléarte die steigenden Energiepreise zur
Hauptursache fur die ansteigende Inflation, die zwar mit 3.4 Prozent unter dem
europaischen Mittel liege, aber auch in der Schweiz auf die Kaufkraft driicke. Uber die
schwierige Lage der Bundesfinanzen, denen ab 2024 strukturelle Defizite in
Milliardenhéhe drohten, berichtete Finanzminister Ueli Maurer. Auch in der sich
momentan beruhigenden Situation in der Covid-19-Pandemie gehe es weiterhin darum,
eine Uberlastung des Gesundheitssystems zu verhindern, gab Gesundheitsminister
Alain Berset zu bedenken. Schliesslich informierte Aussenminister Ignazio Cassis auch
Uber die Sondierungsgesprache mit der EU: Es bestinden weiterhin erhebliche
Differenzen.

Die vierte Gesprachsrunde der Von-Wattenwyl-Gesprache fand am 11. November statt.
Die Bundesratsparteispitzen liessen sich dabei Uber die Reise von Bundesprasident
Ignazio Cassis in die Ukraine und die Weiterfihrung des Schutzstatus S informieren.
Erneut wurde auch Uber die Massnahmen zur Verhinderung einer Strommangellage
diskutiert, darunter etwa das Reservekraftwerk in Birr oder der Rettungsschirm fur
systemkritische Stromunternehmungen, aber auch Uber den Verzicht, Unternehmen
oder Private aufgrund der hohen Energiepreise oder der Inflation zu unterstitzen. Auch
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die laufenden Sondierungsgesprache mit der EU, die «besorgniserregende
Haushaltsentwicklung» und die nach wie vor angespannte gesundheitspolitische Lage
waren wie schon im Herbst Gegenstand der Diskussionen. '

Infrastructure et environnement

Energie
Energie

Ende Januar 2019 endete die Vernehmlassungsfrist zur Revision des StromVG und damit
zur Frage nach der vollstdndigen Liberalisierung des Schweizer Strommarktes. Eine
Mehrheit der Kantone, der Wirtschaftsverbédnde und der Parteien sprach sich zwar fur
eine im Kern der Vorlage umzusetzende Liberalisierung des Schweizer Strommarktes
aus, jedoch ausserten viele Vernehmlassungsteilnehmende Vorbehalte, insbesondere in
Bezug auf fehlende Unterstitzungsmassnahmen flr erneuerbare Energien und die
Wasserkraft.

Die Wirtschaft zeigte sich in der Vernehmlassung gespalten. Auf der einen Seite stand
der Dachverband Economiesuisse, der die Liberalisierung des Strommarktes begrusste.
Ebenfalls als winschenswert stufte der Wirtschaftsdachverband dabei das vom
Bundesrat vorgeschlagene Grundversorgungsmodell ein, da damit die Schweizer
Wasserkraft gestarkt werden koénne. Weitere Unterstltzungsmassnahmen lehnte der
Verband aber ab. Das marktnahe Modell fur die Grosswasserkraft, wie es das von der
Stimmbevdlkerung angenommene EnG von 2016 (Referendum ENS 2050) vorsah,
wollten Industrie-, Wirtschafts- und Gewerbeverbande mit einem sogenannten Energy-
Only-Markt erreichen, bei dem nur die tatséchlich erzeugte Strommenge vergutet wird,
nicht aber die Bereitstellung von Stromkapazitaten, wie dies bei einem regulierten
Kapazitatsmarkt der Fall ist. Auf der anderen Seite blickte die Strombranche mit dem
Dachverband VSE einer Liberalisierung kritisch entgegen, da der verstarkte Wettbewerb
noch weniger Anreize schaffe, in der Schweiz Investitionen in die Strominfrastruktur zu
tatigen. Das vorgeschlagene marktnahe Modell, welches geméss bestehendem EnG die
auslaufenden Marktpramien fir die Grosswasserkraft ablésen soll, musse deshalb
zwingend von zusatzlichen Investitionsanreizen begleitet werden. Das vorgesehene
Grundversorgungsmodell, zu dem Konsumentinnen und Konsumenten jederzeit wieder
zurlickkehren kénnen und das zu vom Bundesrat vordefinierten Konditionen (Preis und
Strommix) angeboten werden muss, stufte der Verband zudem als eine
«Produktvorgabe» ein und lehnte dieses ebenfalls ab.

Sowohl Economiesuisse als auch die Strombranche bewerteten hingegen die geplante
Speicherreserve als begrissenswert, wobei der VSE anmerkte, dass diese Massnahme
nicht ausreiche, um langfristigen Versorgungsengpéassen entgegenzuwirken.

FUr eine Strommarktdffnung argumentierten unter den Parteien die CVP, FDP, GLP und
die SVP. Die SP und die Grinen stellten sich - zusammen mit
Arbeitnehmerorganisationen und Gewerkschaften - grundséatzlich gegen eine
Strommarktoffnung, insbesondere wenn einheimische erneuerbare Energien zu wenig
unterstitzt werden. Eine Liberalisierung sei zudem vom Zustandekommen eines
Stromabkommens mit der EU abhéngig zu machen, forderten die beiden linken
Parteien. Diesen Gedanken lehnte die SVP in ihrer Stellungnahme ab, die den
Liberalisierungsschritt nicht als «Prajudiz» fir ein Stromabkommen mit der EU
betrachten wollte. Letzteres sei nur dann abzuschliessen, wenn dies im Interesse der
Schweiz stehe und deren Souveranitat nicht einschranke. Ein sehr wichtiger Kritikpunkt
der Vorlage war zudem die Frage der Begleitmassnahmen: Alle grosseren Parteien,
ausser der FDP, vermissten in der Vorlage Unterstitzungsmassnahmen flr einheimische
erneuerbare Energien und/oder die Wasserkraft. Das von der Energiewirtschaft
(Mehrzahl der Verbande von Verteilnetzbetreibern sowie kleineren Energieversorgern)
kritisierte Grundversorgungsmodell fand bei der SP und den Griinen sowie bei CVP und
SVP Zuspruch, wobei sich die Parteien bei der Frage der Preisregulierung uneinig
waren: CVP und SVP wollten von Preisvorgaben im Grundversorgungsmodell absehen.
Die FDP wollte zudem erreichen, dass das Grundversorgungsmodell nicht in den
Handen der Netzbetreiber liegt, sondern in die Verantwortung des Stromlieferanten
gegeben wird, und die GLP brachte erneut die Idee von Lenkungsabgaben ins Spiel. Die
Grlinen verlangten des Weiteren, den Anteil an erneuerbaren Energien beim
Grundversorgungsmodell bei 100 Prozent anzusetzen und nicht wie im Vorentwurf
vorgesehen nur zu einem «gewissen Anteil».

Einhelliger Tenor herrschte unter den Parteien - wie unter den Wirtschaftsverbanden -
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schliesslich  bei der Frage der Speicherreserve zur Absicherung der
Versorgungssicherheit, den SP, Griine, CVP, GLP, FDP und SVP prinzipiell unterstitzten.

Unter den Kantonen begrissten Aargau, Bern, Basel-Stadt, Luzern, St. Gallen,
Schaffhausen sowie Thurgau die Vorlage grosstenteils. Ablehnend oder nur mit
teilweiser Zustimmung standen dem Vorhaben die Westschweizer Kantone Waadt, Genf
und Jura sowie die Regierungskonferenz der Gebirgskantone (RKGK) - d.h. die Kantone
Uri, Obwalden, Nidwalden, Glarus, Appenzell Innerrhoden, Graublinden, Tessin und
Wallis = gegenuber. lhre primére Kritik war, dass mit der Vorlage zu wenig Investitions-
und zu geringe Planungssicherheit flr die Energiewirtschaft geschaffen werde. Der
Kanton Genf fand hier deutliche Worte und erklérte, dass er den zweiten
Offnungsschritt unter diesen Bedingungen ablehne. Der Kanton Ziirich monierte, dass
mit den vorgesehenen Massnahmen die Stromversorgungssicherheit bis 2035 nicht
ohne Weiteres gesichert sei, und forderte, dass der Selbstversorgungsgrad der Schweiz
und die dazu noétigen Massnahmen, insbesondere im Bereich der Wasserkraft,
festgelegt werden. Er begrisste aber prinzipiell die Offnung des Strommarktes.

Grundsatzlichen Zuspruch fanden in der Vernehmlassung auch die weiteren
Massnahmen im  Bereich der verbesserten Verursachergerechtigkeit, der
Flexibilisierung und der Effizienzsteigerung in den Verteilnetzen, wobei die genauen
Vorstellungen zur Ausgestaltung teilweise auseinanderklafften. Beispielsweise bei der
verursachergerechten Netztarifierung wirden einige Vernahmlassungsteilnehmende
zwecks erhdhter Flexibilitat eine Umsetzung der Massnahmen auf Verordnungsebene
bevorzugen. Umstritten blieb auch die geplante Einflhrung der Wahlfreiheiten im
Messwesen, wobei die Verteilnetzbetreiber aufgrund des zuséatzlichen Aufwands
mehrheitlich deren Verzicht forderten, wohingegen verschiedene Wirtschaftsverbande
sowie die FDP und die GLP sogar eine Ausweitung des Vernehmlassungsvorschlags
winschten.

Anders als ihre Vorgangerin Doris Leuthard werde die neu ins UVEK gewechselte
Simonetta Sommaruga, die eine Liberalisierung wohl lieber noch etwas auf die lange
Bank geschoben hatte, regelrecht zu einer Liberalisierung «verknurrt», stellte die NZZ
fest. Gegenuber derselben Zeitung erkléarte die neue Energieministerin, dass es
gleichzeitig eines Abkommens mit der EU bedlrfe, um die Vorteile der Liberalisierung
splren zu kénnen. Die vollstandige Liberalisierung des Schweizer Strommarktes bilde
die Voraussetzung fur den Abschluss eines Stromabkommens mit der EU, welches
schon seit Jahren diskutiert werde und die Versorgungssicherheit nachhaltig steigern
sollte. Wie die Medien weiter berichteten, drohte der Schweiz aufgrund des fehlenden
Abkommens Ende 2019 der Ausschluss aus der neuen EU-Handelsplattform fir den
Regelenergiemarkt «Projekt TERRE». Bevor allerdings ein Stromabkommen
abgeschlossen werden koénnte, brauchte es zuerst eine Einigung zur Frage des
Rahmenabkommens zwischen der Schweiz und der EU, weshalb es noch ein langerer
Weg bis zu einem solchen Stromabkommen werden kdnnte. Bezliglich der vielseitig
geausserten Bedenken zu den fehlenden Anreizen bei erneuerbaren Energien gab
Bundesratin  Sommaruga bekannt, die Liberalisierung mit einem gleichzeitigen
Férderprogramm (Revision des EnG) begleiten zu wollen. 2

Jahresriickblick 2021: Energie

Die Schweizer Energiepolitik im Jahr 2021 war zum einen gepragt von zwei grossen
Geschaften - eines zur langerfristigen Forderung und zum Umbau der
Energieversorgung und eines zu zwischenzeitlichen Ubergangslésungen, um kurzfristig
das Auslaufen bestehender Energieférdermassnahmen zu verhindern. Zum anderen
stand in den Medien in erster Linie die Frage im Fokus, wie die Schweiz kinftig -
insbesondere auch ohne Stromabkommen mit der EU - eine Strommangellage wéhrend
den Wintermonaten verhindern kann. Insgesamt interessierte sich die Presse im Jahr
2021 gemass der APS-Zeitungsanalyse 2021 ahnlich stark far Energiepolitik wie in den
Jahren 2018 und 2019 - einzig im Vorjahr hatte es Corona-bedingt einen deutlichen
Einbruch in der Berichterstattung zu Energiefragen gegeben (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021im Anhang).

Ein wichtiges Ereignis, das den Schweizer Energiemarkt im Jahr 2021 durchschuittelte,
war der Abbruch der Verhandlungen Uber ein Rahmenabkommen mit der EU. Diese
Absage an Brussel vonseiten des Bundesrates Ende Mai hatte direkt zur Folge, dass das
sektorielle Abkommen im Strombereich ebenfalls vorlaufig auf Eis gelegt wurde. Von

ANNEE POLITIQUE SUISSE — SELECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.65 - 01.01.23



einem bilateralen Stromabkommen erhofften sich beide Seiten eine verbesserte
Zusammenarbeit im internationalen Stromhandel und eine Verbesserung der
Stromversorgungssicherheit. Vornehmlich in den Medien wurde daruber diskutiert, wie
die Schweiz ohne Abkommen mit der EU die Stromversorgung sicherstellen kann. Das
Ausmass dieser Diskussionen verdeutlichte auch die APS-Zeitungsanalyse 2021, die im
Sommer einen deutlichen Anstieg der medialen Berichterstattung Uber Energiefragen
feststellte (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2021im Anhang).

Einen Coup bei der Frage nach der Stromversorgungssicherheit landete Bundesrat Guy
Parmelin im Herbst mit einer Videobotschaft an Vertreterinnen und Vertreter der
Wirtschaft. Im Video warnte der Wirtschaftsminister davor, dass die Schweiz schon in
wenigen Jahren mit einer Strommangellage rechnen misse. So wurden
Stromlieferungen aus der EU in die Schweiz ab 2025 zurlickgehen, da die Union ab dann
vorschreibt, dass 70 Prozent des grenziberschreitenden Stromhandels innerhalb des
EU-Strombinnenmarktes - dem die Schweiz ohne Stromabkommen nicht angehoért -
stattfinden muss. Guy Parmelin forderte die Schweizer Unternehmen deshalb auf, sich
Konzepte zur kurzfristigen Reduktion von stromintensiven Produktionen zu Uberlegen,
um einen Zusammenbruch des Stromnetzes zu verhindern. Die Frage einer allfélligen
Stromknappheit war zwar nicht neu, dennoch griffen die Medien dieses Thema erneut
stark auf - wie auch ein Blick auf die APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht - und
spekulierten, ob allenfalls in wenigen Jahren schon einzelne Trams und Zlge im Winter
nicht mehr wirden fahren kénnen, sollte die Nachfrage das Angebot an Strom in der
Schweiz Ubersteigen. Die warnenden Worte vor einer Strommangellage veranlassten
Skeptikerinnen und Skeptiker der Energiewende gar dazu, die Energiestrategie 2050 fur
gescheitert zu erklaren. Zudem kursierten verschiedenste Ideen, wie der heiklen Lage
begegnet werden sollte. Wahrend beispielsweise die EICom erneut die Idee von
Gaskombikraftwerken in die Debatte einbrachte, die bei Strommangellagen kurzfristig
einspringen und die noétige Strommenge ins Netz einspeisen konnten, stellten
insbesondere Vertreterinnen und Vertreter der SVP die Forderung nach einem Neubau
oder zumindest dem langfristigen Weiterbetrieb der Schweizer AKWs in den Raum.

Energieministerin Simonetta Sommaruga hatte dem Parlament bereits im Sommer die
Botschaft fir das Bundesgesetz liber eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren
Energien vorgelegt und gab damit den Fahrplan und den Ldsungsansatz des
Bundesrates flr den Stromsektor bekannt. Nach Ansinnen der Energieministerin soll
der Ausbau von erneuerbaren Energien - und damit die inldndischen Kapazitaten -
stark geférdert und gleichzeitig eine Stromreserve fur den Winter geschaffen werden,
damit die Schweiz ihre Stromversorgung zukunftig verstarkt eigenstéandig gewahrleisten
kann. Gleichzeitig wollte die Energieministerin eine seit Jahren im Raum stehende
Forderung nach einer vollstdndigen Liberalisierung des Schweizer Strommarktes in das
Gesetzespaket aufnehmen. Dieses System ist in der EU seit Jahren Realitat und bildet
unter anderem eine Voraussetzung vonseiten der Union flr den Abschluss eines
sektoriellen Stromabkommens mit der Schweiz.

Obwohl das Parlament die Plane der Energieministerin zur Kenntnis genommen hatte,
wollte es im Hinblick auf die lange Planungszeit kein Risiko eingehen und bereits eine
Ubergangsldsung schaffen, um Ende 2022 ein Auslaufen einiger im ersten Energiepaket
der Energiestrategie 2050 festgelegten Energieférderungsmassnahmen zu verhindern.
Im Rahmen einer parlamentarischen Initiative stellte das Parlament deshalb in der
Herbstsession im Eiltempo bereits Weichen fir die zuklnftige Energiepolitik, obwohl
die Vorlage urspriinglich nur als Ubergangsiésung angedacht gewesen war. Demnach soll
fur Sonnen-, Wind-, Geothermie- und Wasserkraftanlagen eine Fdérderung mittels
Investitionsbeitragen von bis zu 60 Prozent der Kosten eingefliihrt werden, wodurch die
bisher vorherrschende Praxis von Einspeisevergitungen durch Einmalvergutungen
ersetzt wird. Zudem verlangerte das Parlament die Marktpramie bei bestehenden
Grosswasserkraftanlagen sowie den maximalen Wasserzins bis Ende 2030.

In verschiedenen kleineren Geschéften machte das eidgendssische Parlament zudem
Schritte in Richtung einer Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir den Ausbau der
erneuerbaren Energien. Vor allem der Nationalrat setzte Zeichen flr einen Wandel in
der Energiepolitik, indem er beispielsweise als Erstrat stillschweigend ein vereinfachtes
Verfahren bei der Erstellung von Fotovoltaikanlagen in Industriegebieten beflirwortete
oder den Ausbau der Fotovoltaik auf den Déchern von Immobilien des Bundes
vorantreiben wollte. Ein angenommenes Postulat soll zudem das Potenzial von
Fotovoltaikanlagen auf Gebéduden der Schweizer Armee eruieren. Stillschweigend
passierte auch eine steuerpolitische Regelung die beiden Rate, sodass nachtragliche,
energetisch sinnvolle Investitionen bei Neubauten zukinftig schon nach wenigen
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Jahren steuerlich abzugsfahig werden. Gleichzeitig wollte der Nationalrat sicherstellen,
dass die bestehenden Stromnetze moglichst effizient genutzt werden und teure
Kapazitatsausbauten aufgrund dezentraler, erneuerbarer Energieproduktionsstatten
verhindert werden, indem mit flexibleren Preisen die Nutzung besser geglattet werden
kann.

An ein heisses Eisen wagte sich schliesslich die UREK-NR im August 2021: Sie
beflirwortete eine  parlamentarische Initiative, mit der die nationalen
Nutzungsinteressen bei einem Projekt zum Ausbau der erneuerbaren Energien
zukunftig gegenlber anderen Interessen, wie beispielsweise dem Schutz der Umwelt,
als vorrangig erachtet werden sollen. Diese Frage hatte bereits in verschiedensten
Beratungen zu hitzigen Diskussionen geflhrt - die parlamentarische Beratung zur
Initiative stand bis Ende 2021 jedoch noch aus. In eine ahnliche Richtung zielte eine
Motion, welche den Prozess der Interessenabwagung zeitlich verkirzen mochte, damit
der Ausbau der erneuerbaren Energien von nationalem Interesse rascher vonstatten
geht - dieses Anliegen hiess der Nationalrat gut. *

Politique énergétique

Im Jahr 2021 drehte sich die mediale Debatte im Energiebereich stark um die Frage, wie
die Stromproduktion der Schweiz in Zukunft aussehen soll. Es kam die Beflirchtung auf,
dass kinftig eine Strommangellage entstehen kénnte. Dies war insbesondere auf drei
Entwicklungen  zurlckzufihren:  Erstens werden durch die schrittweise
Ausserbetriebnahme der Schweizer Atomkraftwerke rund 40 Prozent der heutigen
Schweizer Stromproduktion wegfallen, wie die NZZ schrieb. Zweitens wird durch den
Ausbau der erneuerbaren Energien eine unregelméassigere Stromproduktion
stattfinden, die speziell in den Wintermonaten zu einem Nachfragelberhang flihren
kénnte. Diese Lucke koénnten womdglich zuklinftig auch umliegende Lander nicht
schliessen, da sich diese in einer ahnlichen Situation befinden und ihre
Energieproduktion mittel- bis langfristig ebenfalls CO2-neutral gestalten mdchten,
erklarte die Argauer Zeitung. Drittens fuhrte der Entscheid des Bundesrates, die
Verhandlungen Uber ein institutionelles Rahmenabkommen abzubrechen, dazu, dass
vorerst auch kein sektorielles Stromabkommen mit der EU abgeschlossen werden kann.
Die EU hatte den Abschluss des Stromabkommens an das Zustandekommen des
Rahmenabkommens geknlpft. Die Stromversorgungssicherheit leidet damit insofern,
als die Schweiz von wichtigen Gremien und Plattformen des EU-Strombinnenmarktes
ausgeschlossen wird und Stromlieferungen in die Schweiz teilweise unsicherer werden.
Nach dem Scheitern des Rahmenabkommens sei deshalb klar geworden, dass die
Situation schwierig werde, resimierte der Tages-Anzeiger. Die Schweizer
Energiestrategie 2050 basiere auf der Annahme, dass ein Stromabkommen mit der EU
bestehe, erkléarte Ex-Nationalrat und heutiger EICom-Prasident Werner Luginbunhl
anlasslich der jahrlichen Medienkonferenz der nationalen Regulierungsbehdérde. Ohne
Abkommen werde es daher zunehmend schwierig, die Nachfrage jederzeit decken zu
kénnen. Auch das Bundesamt fir Bevolkerungsschutz schéatzte 2020 einen langeren
Stromausfall als eine der derzeit grossten Gefahren fir das Land ein.

Durch das Ausbleiben eines solchen bilateralen Abkommens droht der Schweiz - als
erste Folge - der Ausschluss vom Regelenergiemarkt. So kénnen kurzfristige Strom-
Reservekapazitaten nicht mit den EU-Landern gehandelt werden, was insbesondere die
Stromversorgungssicherheit tangiert. Dies wiederum habe finanzielle Folgen, da die
Stromkonzerne ihren Trumpf in den Alpen, die Pumpspeicherkraftwerke, nicht
vollstandig ausspielen kénnen, um bei Spitzenzeiten mit abrufbarem Stromangebot
mitmischen zu kdénnen, berichtete die NZZ. Geméass dem Tages-Anzeiger warte
Swissgrid seit Oktober 2020 auf ein Signal aus Brissel, um die Handelsplattform formell
nutzen zu kénnen. Wie dieselbe Zeitung weiter schrieb, sei es aber vornehmlich der
EU-Kommission ein Anliegen, die Schweiz von dieser Plattform auszuschliessen. Sie
setze deshalb Druck auf Lander wie Deutschland und Frankreich auf, um die Schweiz
nicht mehr an den Verhandlungstisch einzuladen. Als zweite Folge eines fehlenden
bilateralen Abkommens kann Swissgrid auch nicht in wichtigen regulatorischen Gremien
mit anderen Ubertragungsnetzbetreibern Einsitz nehmen. Dies fiihre zu fehlender
Koordination und ungeplanten Lastflissen, respektive zur Situation, dass plotzlich
unerwartet eine gewisse Strommenge durch die Schweiz fliesst und eine flexible und
ineffiziente  Ausgleichsmassnahme  durch die Zuschaltung von Schweizer
Wasserkraftkapazitaten notig wird, erklarte die NZZ. BFE-Sprecherin Marianne Zind
resumierte, dass sich die Situation fur alle Akteure in der Schweiz verschlechtern
werde. «Trotz physischer Verbundenheit wird die Schweiz aber zunehmend zu einer
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Strominsel», schrieb die NZZ im April 2021.

Als Rezept gegen die drohende Strommangellage préasentierte der Bundesrat im
Sommer unter der Federfihrung von Energieministerin Simonetta Sommaruga die
Botschaft zur Revision des EnG und des StromVG. Die darin vorgesehenen Massnahmen
waren in den entsprechenden Vernehmlassungen (Vernehmlassung des EnG;
Vernehmlassung des StromVG) - zumindest im Falle des EnG - mehrheitlich auf positive
Resonanz gestossen. Dieser Mantelerlass flr eine sichere Stromversorgung mit
erneuerbaren Energien sah nebst dem Ausbau und der Férderung der erneuerbaren
Energien im |Inland die Schaffung einer zusatzlichen Speicherreserve fur die
Wintermonate vor. Der Bundesrat wollte damit als Losung fir den Wegfall der
Bandenergie aus den Atomkraftwerken die Kapazitdten im Inland stark mit
erneuerbaren Energien ausbauen und eigenstandig flr mehr Versorgungssicherheit im
Winter sorgen. Gleichzeitig gab Energieministerin Simonetta Sommaruga bekannt, den
inlandischen Strommarkt liberalisieren zu wollen. Der Strommarkt soll damit dank den
Marktkréften effizienter werden, die erneuerbaren Energien besser integrieren,
innovative Geschéaftsmodelle erméglichen und gleichzeitig den Konsumentinnen und
Konsumenten bei der Stromanbieterwahl Wahlfreiheit lassen, wie der Bundesrat in
einer Medienmitteilung bekannt gab.

Frischen Schub verlieh der medialen Debatte im Herbst 2021 eine Videobotschaft des
Wirtschaftsministers Guy Parmelin. Darin richtete sich der Waadtlander Bundesrat an
Unternehmerinnen und Unternehmer in der Schweiz mit der Bitte, sich auf allféllige
Strommangellagen vorzubereiten und Konzepte auszuarbeiten, um in Notsituationen
rasch stromintensive Aktivitaten kurzfristig aussetzen zu kénnen. Konkret richtete sich
diese Botschaft an rund 30'000 Unternehmen in der Schweiz, die einen jahrlichen
Stromverbrauch von Uber 100'000 kWh aufweisen. Solche Firmen kénnten durch eine
allféllige Anordnung des Bundesrates dazu verpflichtet werden, einen gewissen
Prozentsatz am Stromverbrauch wahrend einer Strommangellage einzusparen, erklarte
der Tages-Anzeiger. Die Warnung des Wirtschaftsministers basierte auf einer Studie zur
Versorgungssicherheit, die der Bundesrat in Auftrag gegeben hatte. In dieser Analyse
war insbesondere ein Faktor daflr verantwortlich, dass gerade ab 2025 mit einem
Engpass zu rechnen sei: Eine Vorgabe der EU, wonach ab 2025 mindestens 70 Prozent
der grenziberschreitenden Kapazitaten zwischen den EU-Staaten gehandelt werden
mussen. Diese Regelung habe zur Folge, dass Exporte in Nicht-EU-Léander wie die
Schweiz verringert wirden und die inlandische Netzstabilitat hierzulande stark sinke,
schlussfolgerte die Studie. Um ungeplante Lastflisse auszugleichen, wurden
Wasserkraftreserven aufgebraucht werden mussen, die eigentlich fur den Winter
wichtig waren, um die dann anfallende Nachfrage decken zu kénnen. In der politischen
Debatte musste Energieministerin Simonetta Sommaruga viel Kritik einstecken und die
Situation erklaren. Sie habe sich tUber das alarmistische Vorpreschen ihres Amtskollegen
Parmelin geérgert, folgerte beispielsweise der Tages-Anzeiger.

Nicht sehr verwunderlich prasentierten verschiedenste Politikerinnen und Politiker
einen bunten Strauss an moéglichen Massnahmen, um eine solche Strommangellage zu
verhindern. Wahrend die einen darauf beharrten, nun endlich mit dem Ausbau der
erneuerbaren Energien vorwarts zu machen, forderten andere die Wiederbelebung der
totgesagten Atomkraft, wie es beispielsweise der grosse Nachbar Frankreich unter
Prasident Emanuel Macron tat. Schon im Sommer, nachdem das Schweizer Stimmvolk
das CO2-Gesetz in einem Referendum knapp versenkt hatte und das Stromabkommen
auf den Sankt-Nimmerleins-Tag («aux calendes grecques») verschoben worden war, wie
«Le Temps» witzelte, berichtete dieselbe Zeitung von einer Wiederentdeckung der
Atomenergie: Einerseits wilrde ein Weiterbetrieb der bestehenden Anlagen die
Stromversorgungsknappheit entscharfen, andererseits eine relativ CO2-neutrale
Energie liefern, so das Blatt. Weiter gingen Exponentinnen und Exponenten der SVP, die
den Bau von neuen Atomkraftwerken auf das politische Parkett brachten. Die Atomkraft
sei ploétzlich wieder «en vogue», schrieb der Tages-Anzeiger dazu. Der Berner
Nationalrat Albert Rosti wollte deshalb im Rahmen der Beratungen zum bereits
erwahnten Mantelerlass fur eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien
eine dahingehende Anderung des KEG beantragen, die das Neubauverbot fiir AKWs
kippen wirde. Auch Alt-Bundesrat Christoph Blocher weibelte in den Medien flr neue
AKWSs, doch alle grossen Stromkonzerne in der Schweiz winkten bei der Frage nach
neuen Anlagen ab; zu teuer, betriebswirtschaftlich nicht rentabel und gesellschaftlich
nicht erwlinscht, war der Tenor. Einen etwas anderen Ansatz wahlte die Mitte-Partei:
Parteiprasident Gerhard Pfister (mitte, ZG) brachte die Idee von einer Strom-Neat auf,
die sich Parteikollege Beat Rieder (mitte, VS) ausgedacht habe. So kénnte die EU von
einer starken Stromleitung durch die Schweiz profitieren. Im Gegenzug wirde die
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Schweiz bei wichtigen Gremien mitmachen dirfen, sodass die Versorgungssicherheit
und die Netzstabilitdt verbessert wuirden, erhoffte sich Pfister von der Idee. Wie
verschiedenste Medien schrieben, sei es aber fraglich, wie zentral die Schweiz als
Stromdrehscheibe in Europa Uberhaupt noch sein werde. Derzeit sei es vor allem
Italien, das ein starkes Interesse an einer funktionierenden Durchleitung durch die
Schweiz habe. Mit dem Forcieren einer Starkstrom-Erdverkabelung zwischen Italien und
Osterreich schwinde allerdings diese Schweizer Trumpfkarte. Wichtig sei die Schweiz
jedoch vorwiegend in Sachen Stromspeicherung, da dank den
Pumpspeicherkraftwerken Uberschussiger Strom auf dem EU-Markt gespeichert werden
kénnte. Eine andere Forderung, die auch schon langer in den politischen Debatten
kursierte, war die Forderung flUr den Bau von Gaskraftwerken, die bei einer
Strommangellage kurzfristig mit abrufbaren Kapazitaten einspringen kénnten. Wie die
Westschweizer Zeitung «24 heures» schrieb, schlage die Vereinigung Powerloop, der
Fachverband fur Energiefragen der Energiestrategie 2050, den Bau von rund 2000
kleinen Gaskraftwerken vor. Diese kdnnten einfach realisiert werden, bréauchten wenig
Platz und koénnten bei Bedarf einfach abgebaut werden, wenn dies die Situation
verlange. Geméss Aargauer Zeitung betrachtete auch der Bund CO2-kompensierte
Gaskraftwerke als eine mogliche Ubergangsidsung. Allgemein stellt die Situation den
Schweizer Strommarkt vor «riesigel...] Herausforderungen», prophezeite etwa die
Aargauer Zeitung. Handkehrum kénne die Gefahr eines Stromengpasses aber auch als
Chance gesehen werden, damit sich das Land in eine nachhaltigere Energiewirtschaft
bewege, sinnierte beispielsweise «Le Temps». *

La sécurité d'approvisionnement en énergie tout en haut de I'agenda politique

Alors que la sécurité d'approvisionnement en énergie occupait déja les esprits
politiques depuis quelques années, le début de lI'année 2022 a placé cette
problématique urgente tout au sommet de I'agenda politique helvétique. La forte
volatilité sur les marchés internationaux de I'énergie, encore renforcée par le conflit en
Ukraine et les sanctions occidentales qui ont suivies, ainsi que la hausse de la demande
d'électricité ont continué & renforcer la crainte d'une pénurie d'électricité, de gaz ou
de carburant. Plusieurs experts ont donc tiré la sonnette d'alarme. Ils ont notamment
rappelé qu'en cas de black-out, I'économie et la société helvétique seraient durement
frappées. De nombreuses entreprises ont aussi souligné le lourd fardeau de la hausse et
de la volatilité des prix et de I'énergie. En parallele, la hausse des prix du carburant, qui
a passé la barre des CHF 2.20 en mars 2022, et les annonces d'une hausse de 20
pourcent des prix de I'électricité en 2023 ont mis & mal le porte-monnaie des Helvetes.

Afin de répondre a cette problématique urgente, le Conseil fédéral - ou plus
précisément la cheffe du DETEC Simonetta Sommaruga - a été particulierement actif
dans le domaine de la politique énergétique. Pour commencer, la conseillere fédérale
s'est évertuée a offrir des conditions-cadres pour un boom des énergies vertes et
indigénes. Elle a proposé de modifier la loi sur I'énergie (LEne) afin de permettre des
déductions fiscales lors de I'installation de panneaux, et non pas uniquement lors d'une
rénovation. L'installation de panneaux solaires sur un maximum de toits a été au cceur
des débats. En paralléle, la conseillere fédérale a également préconisé une accélération
et simplification des procédures d'autorisation pour les installations hydroélectriques
et éoliennes de grandes tailles pour dynamiser ces énergies vertes indispensables au
mix énergétique Suisse. Toujours dans la méme dynamique, Simonetta Sommaruga a
concrétise les rapports de I'EICom et du DETEC sur la sécurité d'approvisionnement en
proposant la création d'une réserve hydroélectrique dés I'hiver 2022/2023 et
I'implémentation de deux a trois centrales de gaz de réserves. Ou encore, aprées |'affaire
Alpig de décembre 2021, Simonetta Sommaruga, en collaboration avec le chef du DFF
Ueli Maurer, a proposé un mécanisme de sauvetage pour les entreprises électriques
d'importance systémique. Cette bouée financiere doit permettre de faire face aux
fortes demandes de liquidités induites par la volatilité sur les marchés internationaux
de I'électricité. Finalement, Ueli Maurer et Simonetta Sommaruga ont profité de leurs
voyages diplomatiques, respectivement a Doha et & Amsterdam, pour garantir
|"approvisionnement en gaz de la Suisse.

Conscient de I'importance de la problématique mais aussi de la thématique, le PLR et
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|'UDC ont essayé de surfer sur la vague de la sécurité d'approvisionnement, avec en
perspective les élections fédérales d'octobre 2023. D'un c6té, le PLR a fait tapis en
sortant de sa manche la carte des centrales nucléaires. D'un autre cété, I'UDC s'est
contentée de miser sur la nomination d'un général de I'électricité et d'organiser une
table ronde sur la thématique. Ces différents mouvements, des partis politiques, mais
aussi du Conseil fédéral, vont-ils faire durablement bouger les lignes de la politique
énergétique helvétique?

Au début de l'année 2022, la presse a relayé que la société Alpiq, propriétaire de
nombreux barrages alpins et en excellente financiére, a récemment frélé la mise en
faillite a cause d'un mécanisme de sureté financiére qui régit les bourses de
|'électricité et les contrats de gré a gré sur le marché de I'électricité. Dans les faits, la
tension sur le marché du gaz et les pannes a répétition des centrales nucléaires
francaises ont imposé une tres forte volatilité sur le marché de I'électricité en Europe.
Etant donné que les fournisseurs d'électricité doivent fournir des garanties contre le
risque de défaillance, une forte hausse des prix de |'électricité a forcé les fournisseurs
a présenter des garanties financieres extrémement élevées. Dans le cas d'Alpig, ces
garanties financieres se sont élevées, d'un jour a l'autre, entre CHF 500 millions et CHF
1.5 milliards en cash. Incapable de fournir cet argent ou de I'obtenir en prét a court-
terme via une banque, Alpig a donc été forcée d'anticiper une demande d'aide
financiere aupres de la Confédération. La conseillere fédérale Simonetta Sommaruga,
|'Office fédérale de I'énergie (OFEN) et le régulateur du marché de I'électricité (EICom)
ont ainsi été contactés en urgence durant la période de Noél. Au final, si une aide
financiere n'a finalement pas du étre contractée par la Confédération, le Département
fédéral de I'environnement des transports, de I'énergie et de la communication (DETEC)
s'est saisi du dossier. Il évaluera, dans les prochains mois, s'il est nécessaire de légiférer
afin d'éviter la répétition d'une telle situation. En effet, un scénario identique dans le
futur ne peut pas étre écarté, en particulier durant les mois d'hiver. °

En 2021, le Conseil fédéral avait chargé, d'un co6té, la Commission fédérale de
|'électricité (EICom) d'élaborer un concept relatif a I'implémentation de centrales a gaz
pour couvrir les charges de pointe, et d'un autre c6té, le DETEC d'étudier les potentiels
d'efficacité électrique. Ces deux rapports devaient permettre au Conseil fédéral
d'élaborer une stratégie pour se prévenir, a moyen-terme, d'un black-out électrique
en Suisse. Le Conseil fédéral a donc présenté, a la mi-février, sa stratégie.
Premierement, il préconise la création d'une réserve hydroélectrique des I'hiver
2022/2023. En d'autres termes, les centrales hydroélectriques a accumulation
devraient maintenir en permanence une réserve d'énergie qu'elles pourraient mettre a
disposition en cas de nécessité. Cette particularité devra étre intégrée a la révision en
cours de la loi sur I'approvisionnement en électricité (LApEIl). Deuxiémement, le Conseil
fédéral souhaite la création de deux a trois centrales a gaz de réserve. Ces centrales
compléteraient la réserve hydroélectrique. Cette disposition devrait aussi étre
introduite dans la LApEl. Troisiemement, le Conseil fédéral estime que |'efficacité
électrique est indispensable pour garantir la sécurité de I'approvisionnement en Suisse.
Le gouvernement est donc prét a encourager, via des fonds d'encouragement, toutes
mesures destinées a exploiter le potentiel d'efficacité électrique.

Des réactions diverses ont été relayées dans la presse helvétique. D'un coté, plusieurs
expert.e.s et politicien.ne.s ont salué la volonté du Conseil fédéral de prendre les
devants face au défi de la sécurité d'approvisionnement en énergie. En revanche, la
décision de favoriser des centrales & gaz a été accueillie trés froidement par la gauche
et les Verts qui estiment que le «climat anxiogene d'un black-out» ne doit pas occulter
la nécessité de miser prioritairement sur des énergies renouvelables. Le Conseil
fédéral, et plus précisément la cheffe du DETEC Simonetta Sommaruga, a donc ouvert la
boite de Pandore du débat qui oppose I'importance et I'urgence de garantir la sécurité
d'approvisionnement en Suisse, et I'importance et I'urgence de prendre des mesures
compatibles avec le réchauffement climatique. ¢

ANNEE POLITIQUE SUISSE — SELECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.65 - 01.01.23



DEBAT PUBLIC
DATE: 19.04.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATE: 19.09.2019
MARCO ACKERMANN

DEBAT PUBLIC
DATE: 05.03.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

En parallele du mécanisme de sauvetage pour les entreprises électriques systémiques,
le DETEC et le DFF ont mis sur pied un groupe de travail pour étudier différentes
mesures pour aider les ménages face a la hausse des prix de I'énergie. Selon les
premieres discussions, le Conseil fédéral souhaite d'abord continuer a renforcer son
soutien aux énergies renouvelables, avec notamment CHF 11.7 milliards pour encourager
la transition énergétique, mais aussi CHF 4 milliards pour remplacer les chauffages a
mazout et a gaz, et l'isolation des batiments. Ensuite, le scénario d'aides ciblées aux
entreprises particulierement touchées et aux ménages modestes est également étudié.
Par contre, un plafonnement des prix de ['électricité a été balayé par Simonetta
Sommaruga. Elle a rappelé, qu'avec la libéralisation du marché de I'électricité, la Suisse
avait plus de 600 distributeurs d'énergie et qu'un tarif unique n'était donc pas
envisageable. ’

Réseau et distribution

In der Herbstsession 2019 lehnte der Nationalrat (mit 139 zu 43 Stimmen bei 2
Enthaltungen) eine Motion Nantermod (fdp, VS) ab, in welcher der Walliser eine
(partielle) Liberalisierung des Stromzahlermarktes forderte. Derzeit kénnten der
Verkauf, die Vermietung, die Installation und die Dienstleistungen im Bereich
Messsysteme von Gesetzes wegen nur vom jeweiligen Netzbetreiber vorgenommen
werden, was die Innovation hemme und den Vertreiberfirmen die Kassen auf Kosten
der Endkonsumentinnen und Endkonsumenten fille - «une poule aux oeufs d'or» wie
es Nantermod vor dem Plenum bezeichnete. Der Bundesrat solle deshalb prifen, ob es
sinnvoll ware, dieses Monopol zumindest in einigen Bereichen - beispielsweise nur fur
gewisse Kategorien von Endverbraucherinnen und Endverbrauchern - aufzubrechen.
Bundesratin Simonetta Sommaruga pflichtete dem Motionar im Rat bei, dass eine
teilweise oder vollstandige Offnung des Messwesens ein grosses Innovationspotential
verspreche und dass die Preisgestaltung aufgrund des fehlenden Wettbewerbs
tatsachlich nicht Uberall korrekt ausfalle. Die Energieministerin versprach deshalb, das
Begehren demnachst im Rahmen der Beratungen zur Revision des
Stromversorgungsgesetzes (StromVG) aufzunehmen - wo im Bereich Liberalisierung der
Zahlgerate bereits eine Vernehmlassung durchgeflihrt worden sei. Der Bundesrat habe
die Motion deshalb 2017 vorwiegend aus verfahrenstechnischen Griinden abgewiesen.
Trotz der Ablehnung des Nationalrates und der ablehnenden Empfehlung des
Bundesrates durfte das vorliegende Anliegen demnach in einem anderen Mantel wieder
auf der Traktandenliste erscheinen. ®

Etant donnée les bruits de bottes qui résonnent en Europe de I'Est, et plus précisément
les velléités offensives de la Russie en Ukraine, la presse helvétique s'interroge, fin
janvier 2022, sur la sécurité de I'approvisionnement en énergie, et notamment en gaz
et pétrole pour la Suisse. En effet, la presse révele que la Russie s'impose comme le
principal fournisseur de gaz en Suisse. A I'opposé, la presse explique que I'Europe de
I'Est fournit de moins en moins de pétrole a la Suisse. S'ils restent prudents dans leurs
estimations, de nombreux experts estiment que la Suisse est suffisamment bien
intégrée au marché mondial du gaz et du pétrole pour trouver d'autres fournisseurs, le
cas échéant. En revanche, ces experts annoncent déja une forte hausse des prix de
|"énergie en cas de prolongation des tensions entre la Russie et 'OTAN.

Fin février 2022, I'invasion de I'Ukraine rend concréte ces projections hypothétiques.
Alors que la Suisse s'aligne sur les sanctions occidentales, le Conseil fédéral assure que
la sécurité d'approvisionnement en gaz pour la fin de I'hiver 2021/2022 est garantie.
D'apres le gouvernement, les contrats et les réserves existants garantissent
|'approvisionnement Suisse en énergie. Néanmoins, le communiqué de presse
mentionne un risque résiduel en cas de prolongation et d'intensification du conflit et
des sanctions, ou encore en cas de défaillances de centrales électriques. En revanche,
le Conseil fédéral charge le DETEC et le DEFR d'anticiper la sécurité de
I'approvisionnement en gaz et pétrole pour I'hiver 2022/2023. La presse helvétique
releve alors que cette volonté de renforcer la résilience de ['approvisionnement
énergétique suisse est confrontée a la concurrence européenne, car tous les pays
d'Europe font face au méme probleme d'approvisionnement énergétique. Simonetta
Sommaruga, en charge du dossier, a également mentionné la forte probabilité d'une
hausse des prix de I'énergie et martelé que la Suisse s'était trop reposée sur les lauriers
des importations de gaz, de pétrole et de courant électrique, au lieu d'investir dans les
énergies renouvelables indigenes.
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Lors de la session parlementaire de mars 2022, la guerre en Ukraine et la sécurité
d'approvisionnement en énergie s'est également invitée sous la coupole. Plusieurs
parlementaires ont mentionné la nécessité de réduire la dépendance énergétique de la
Suisse. Les Vert'libéraux ont souhaité «libérer la Suisse de I'emprise énergétique des
despotes». Les Verts ont précisé que la politique énergétique était également «une
politique de sécurité». lls estiment que la Suisse peut se passer du gaz «dans trois a
cing ans». Dans la méme dynamique, mais encore plus ambitieux, les socialistes ont
estimé que la Suisse pouvait s'affranchir de sa dépendance énergétique au gaz en une
année grace a des «investissements dans les énergies indigénes». ’

Face a la volatilité des prix de I'énergie, notamment induite par la guerre en Ukraine, et
au risque de pénurie d'électricité, le Conseil fédéral a pour objectif de sécuriser
|'approvisionnement en électricité. Or, les bourses de I'électricité imposent parfois des
garanties conséquentes en liquidité, en cas de forte hausse des prix de I'électricité.
D'aprés le Conseil fédéral, ce mécanisme de slreté financiére pourrait mettre en péril
une des entreprises électriques d'importance systémique, ou méme provoquer une
réaction en chaine. Afin de prévenir ce risque a court-terme, il a donc déposé une loi
urgente sur des aides financiéres subsidiaires destinées au sauvetage des entreprises
du secteur de I'électricité d'importance systémique. Concretement, ce mécanisme
concerne les trois entreprises Alpiq, Axpo et BKW.

La majorité de la Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats (CEATE-CE) a préconisé, par 6 voix contre 1 et 2
abstentions, I'entrée en matiére. A l'inverse, une minorité, emmenée par quelques
sénateurs et sénatrices du PLR, de I'UDC et du groupe du Centre ont recommandé le
renvoi au Conseil fédéral afin de mieux définir les enjeux de sécurité de
|'approvisionnement électrique, et d'éviter un projet trop ciblé sur le sauvetage de trois
entreprises individuelles. Dans cette optique, la CEATE-CE a proposé d'élargir le cercle
des bénéficiaires de ce mécanisme de sauvetage financier aux entreprises
d'approvisionnement en électricité qui ont une importance systémique régionale, un
mandat de service universel, ou encore une importance systémique en raison de leur
production propre. Finalement, en parallele de cette extension, la CEATE-CE a
recommandé de préciser, dans le texte, que I'octroi d'un prét ne devrait pas impacter
les obligations, envers un canton ou une commune, de I'entreprise concernée. Le cas
des redevances hydrauliques a notamment été cité.

Au Conseil des Etats, les sénateurs et sénatrices ont accepté, aprés trois heures de
débat, d'entrer en matiére par 26 voix contre 18 et 1 abstention, puis le projet, dans son
ensemble, a été adopté par 28 voix contre 9 et 6 abstentions. Lors des débats, la
gauche a notamment souligné I'urgence de la situation, qui s'est encore accrue avec la
guerre en Ukraine. D'aprés le PS, il est impératif de garantir une sécurité juridique aux
entreprises helvétiques qui naviguent sur le marché européen de I'électricité. Les
Verts ont ensuite précisé que cette aide financiere subsidiaire devrait permettre
d'éviter un black-out qui impacterait, en premier lieu, les consommateurs et
consommatrices helvétiques. Pour sa part, la conseillere fédérale Simonetta
Sommaruga a insisté sur I'importance de garder une «capacité d'action» face a
I'instabilité de la situation sur le marché de I'électricité. De plus, les adhérents au
projet ont souligné les conditions peu attrayantes pour les entreprises, avec par
exemple une prime de risque, un renforcement de la transparence, ou encore une
interdiction de verser des dividendes, pour garantir la subsidiarité de ce mécanisme.
Au final, les opposants provenaient majoritairement de I'UDC.

Energies alternatives

Im Februar 2019 gab der Bundesrat bekannt, die Anderungen der
Energieforderungsverordnung und der Energieverordnung per 1. April 2019 in Kraft
treten zu lassen. Damit werden unter anderem die Fdrderbeitrage fur
Photovoltaikanlagen angepasst: Einerseits sinkt damit die kostendeckende
Einspeisevergltung (KEV) fur grosse Anlagen mit einer Leistung ab 100 kW von elf auf
zehn Rappen pro kWh. Diese Art von Vergltung steht allerdings nur noch fir wenige
hundert Anlagen zur Verfligung und lauft Ende 2022 aus. Mit der Revision treten zudem
Anpassungen der KEV in den Bereichen Geothermie-, Wind- und Wasserkraftanlagen in
Kraft. Andererseits sinkt auch die Einmalvergitung (EIV) fir alle kleineren
Photovoltaikanlagen mit einer Leistung bis 30 kW von CHF 400 auf CHF 340 pro kW,
wobei aber der Grundbeitrag bei CHF 1400 unveréandert bleibt. FUr Anlagen Uber 30 kW
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wird hingegen die EIV - welche als Hauptférderungssystem bis 2030 vorgesehen ist -
bei den bisherigen CHF 300 pro kW beibehalten, um den Zubau von grésseren Anlagen
zu starken. Gemaéss dem Tages-Anzeiger plane Bundesratin Simonetta Sommaruga
zudem, die EIV-Beitrage auch im Jahr 2020 weiter zu senken, sodass ab 1. April 2020
alle Anlagen, unabhangig von ihrer Grosse, einen einmaligen Beitrag von CHF 300 pro
Kilowatt Leistung erhalten. Die Anpassungen sollen das System vereinfachen und dem
Preisriickgang fir Solarmodule Rechnung tragen. "

Produits pétroliers et gaz

Le conflit en Ukraine, et les sanctions occidentales envers la Russie, a mis sous le feu
des projecteurs le réle du gaz dans le mix énergétique helvétique. Dans un premier
temps, certains acteurs, avec par exemple la ville de Zurich, ont annoncé vouloir
boycotter le gaz russe, immédiatement et jusqu'a la fin du conflit. Néanmoins, plusieurs
experts en énergie ont rapidement indiqué I'impossibilité pratique d'une telle mesure.
En effet, la tracabilité sur le marché gazier n'est pas encore effective. Il est donc
possible de connaltre la quantité de gaz russe qui entre en Europe, mais pas celle qui
est ensuite orientée vers la Suisse.

Ces discussions de boycott ont également mis en exergue la différence de dépendance
envers le gaz russe entre la Suisse alémanique et la Suisse romande. Dans les faits, la
Suisse alémanique s'approvisionne majoritairement auprés du fournisseur allemand
Uniper qui est fortement dépendant du pipeline Nord Stream 1, qui est lui-méme
fortement alimenté par le gaz russe. A I'opposé, la Suisse romande s'approvisionne
essentiellement chez le fournisseur francais Engie qui possede un portefeuille de gaz
plus diversifié. En Suisse romande, seulement 25 pour cent du gaz proviendrait de la
Russie, alors que pour la Suisse allemande ce total dépasserait les 50 pour cent d'apres
des estimations.

Si le risque de pénurie de gaz & court-terme a été écarté par les experts en énergie
ainsi que par le Conseil fédéral, le gouvernement a rapidement enclenché ses relais
diplomatiques pour renforcer sa sécurité d'approvisionnement en gaz. D'un coté, le
conseiller fédéral Ueli Maurer a profité de sa visite a Doha pour discuter de la livraison
de gaz naturel liquéfié a la Suisse. La concrétisation de ces négociations sera menée par
la société Gaznat. D'un autre coté, la conseillere fédérale Simonetta Sommaruga a saisi
|'opportunité de son voyage diplomatique aux Pays-Bas pour renforcer la collaboration
dans le domaine des énergies renouvelables. Ainsi, la Suisse a conclu avec six autres
pays européens (Allemagne, Autriche, Belgique, Luxembourg et Pays-Bas) un accord sur
I'approvisionnement en gaz pour I'hiver 2022/2023. La Suisse pourra bénéficier des
installations de stockage en gaz de ces pays. Cette décision était cruciale pour la Suisse
car le pays ne posséde pas d'installations de stockage de grande ampleur pour le gaz.
Finalement, le Conseil fédéral a levé les interdictions découlant du droit des cartels afin
de permettre aux acteurs de la branche d'effectuer des achats groupés pour renforcer
I'approvisionnement en gaz.
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